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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Kinderbetreuungsgeldgesetzes 

§ 2. (1) § 2. (1) 
 1. bis 4. … 

 5. der Elternteil und das Kind sich nach §§ 8 und 9 des Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetzes (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, rechtmäßig in 
Österreich aufhalten, es sei denn, es handelt sich 

 a) um … 
 b) … 
 c) Personen, denen der Status des subsidiär Schutzberechtigten nach dem 

Asylgesetz 2005 zuerkannt wurde und die keine Leistungen aus der 
Grundversorgung erhalten und unselbständig oder selbständig 
erwerbstätig sind. 

(2) bis (6) …

  1. bis 4. … 
 5. der Elternteil und das Kind sich nach §§ 8 und 9 des Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetzes (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, rechtmäßig in 
Österreich aufhalten, es sei denn, es handelt sich 

 a) um … 
 b)  … 
 c) Personen, denen der Status des subsidiär Schutzberechtigten nach dem 

Asylgesetz 2005 zuerkannt wurde und die keinen Anspruch auf 
Leistungen aus der Grundversorgung oder auf dieser gleichartige 
Leistungen haben und unselbständig oder selbständig erwerbstätig sind. 

(2) bis (6) …

§ 7. (1) Im Zusammenhang mit der Geburt eines Kindes sowie der 
Gewährung des Kinderbetreuungsgeldes hat der Bundesminister für soziale 
Sicherheit und Generationen ein Mutter-Kind-Pass-Untersuchungsprogramm für 
die Schwangere und das Kind mittels Verordnung festzulegen und einen Mutter-
Kind-Pass aufzulegen. Die Verordnung hat den Umfang, die Art und den 
Zeitpunkt der ärztlichen Untersuchungen zu bestimmen, wobei auf den jeweiligen 
Stand der medizinischen Erkenntnisse zur Sicherung der Gesundheit der 
Schwangeren und des Kindes Bedacht zu nehmen ist. In der Verordnung sind 
Untersuchungen der Schwangeren und weitere Untersuchungen des Kindes bis 
zur Vollendung des 62. Lebensmonats vorzusehen. Für den Nachweis der 
ärztlichen Untersuchungen hat der Mutter-Kind-Pass einen entsprechenden 
Vordruck zu enthalten. 

(2) bis (4) …

§ 7. (1) Im Zusammenhang mit der Geburt eines Kindes sowie der 
Gewährung des Kinderbetreuungsgeldes hat der Bundesminister für Gesundheit 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend 
ein Mutter-Kind-Pass-Untersuchungsprogramm für die Schwangere und das Kind 
mittels Verordnung festzulegen und einen Mutter-Kind-Pass aufzulegen. Die 
Verordnung hat den Umfang, die Art und den Zeitpunkt der ärztlichen 
Untersuchungen zu bestimmen, wobei auf den jeweiligen Stand der 
medizinischen Erkenntnisse zur Sicherung der Gesundheit der Schwangeren und 
des Kindes Bedacht zu nehmen ist. In der Verordnung sind Untersuchungen der 
Schwangeren und weitere Untersuchungen des Kindes bis zur Vollendung des 62. 
Lebensmonats vorzusehen. Für den Nachweis der ärztlichen Untersuchungen hat 
der Mutter-Kind-Pass einen entsprechenden Vordruck zu enthalten. 

(2) bis (4) … 
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§ 8. (1) … § 8. (1) … 
 1.  Soweit im Gesamtbetrag der maßgeblichen Einkünfte solche aus 

nichtselbständiger Arbeit (§ 25 EStG 1988) enthalten sind, ist von jenen 
Einkünften auszugehen, die während der Kalendermonate mit Anspruch 
auf Auszahlung des Kinderbetreuungsgeldes (Anspruchszeitraum) erzielt 
werden und gemäß § 19 EStG 1988 diesem Zeitraum zuzuordnen sind. 
Sonstige Bezüge im Sinne des § 67 EStG 1988 bleiben außer Ansatz. Der 
danach ermittelte Betrag ist um 30 % zu erhöhen und sodann auf einen 
Jahresbetrag umzurechnen. Besteht der Anspruch auf die Auszahlung des 
Kinderbetreuungsgeldes für mehr als die Hälfte des Kalendermonates, 
zählt dieser Kalendermonat zur Gänze zum Anspruchszeitraum, 
andernfalls ist dieser Kalendermonat nicht in den Anspruchszeitraum 
einzubeziehen. Das Arbeitslosengeld und die Notstandshilfe gelten als 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, abweichend vom vorletzten Satz 
ist der ermittelte Betrag um 15 % zu erhöhen. Dem Wochengeld 
gleichartige Leistungen bleiben außer Ansatz. Die auf Grund von 
völkerrechtlichen Verträgen steuerbefreiten Einkünfte sowie die einem 
Abgeordneten zum Europäischen Parlament oder seinem Hinterbliebenen 
nach Artikel 9 des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments 
gebührenden Bezüge sind bei der Ermittlung des Gesamtbetrages der 
maßgeblichen Einkünfte wie steuerpflichtige Einkünfte zu behandeln. 

 1.  Soweit im Gesamtbetrag der maßgeblichen Einkünfte solche aus 
nichtselbständiger Arbeit (§ 25 EStG 1988) enthalten sind, ist von jenen 
Einkünften auszugehen, die während der Kalendermonate mit Anspruch 
auf Auszahlung des Kinderbetreuungsgeldes (Anspruchszeitraum) erzielt 
werden und gemäß § 19 EStG 1988 diesem Anspruchszeitraum 
zuzuordnen sind. Sonstige Bezüge im Sinne des § 67 EStG 1988 bleiben 
außer Ansatz. Der danach ermittelte Betrag ist um 30 % zu erhöhen und 
sodann auf einen Jahresbetrag umzurechnen. Besteht der Anspruch auf 
die Auszahlung des Kinderbetreuungsgeldes für mehr als die Hälfte des 
Kalendermonates, zählt dieser Kalendermonat zur Gänze zum 
Anspruchszeitraum, andernfalls ist dieser Kalendermonat nicht in den 
Anspruchszeitraum einzubeziehen. Das Arbeitslosengeld und die 
Notstandshilfe gelten als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, 
abweichend vom vorletzten Satz ist der ermittelte Betrag um 15 % zu 
erhöhen. Dem Wochengeld gleichartige Leistungen bleiben außer 
Ansatz. Die auf Grund von völkerrechtlichen Verträgen steuerbefreiten 
Einkünfte sowie die einem Abgeordneten zum Europäischen Parlament 
oder seinem Hinterbliebenen nach Artikel 9 des Abgeordnetenstatuts des 
Europäischen Parlaments gebührenden Bezüge sind bei der Ermittlung 
des Gesamtbetrages der maßgeblichen Einkünfte wie steuerpflichtige 
Einkünfte zu behandeln.

 2. Andere maßgebliche Einkünfte (§§ 21 bis 23 EStG 1988) sind mit jenem 
Betrag zu berücksichtigen, der in die Ermittlung des Einkommens für das 
betreffende Kalenderjahr eingeht. Einkünfte aus Betätigungen, die 
Grundlage für Pflichtbeiträge in der gesetzlichen Sozialversicherung 
darstellen, sind um die im betreffenden Kalenderjahr vorgeschriebenen 
Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung zu erhöhen. Wird eine 
Betätigung vor Beginn des Anspruchszeitraumes (Z 1) beendet oder nach 
Ablauf des Anspruchszeitraumes begonnen, bleiben die aus einer solchen 
Betätigung bezogenen Einkünfte außer Ansatz. Wird nachgewiesen, in 
welchem Ausmaß Einkünfte vor Beginn oder nach Ende des 
Anspruchszeitraumes angefallen sind, sind nur jene Einkünfte zu 
berücksichtigen, die während des Anspruchszeitraumes angefallen sind. 
Im Falle eines derartigen Nachweises sind die während des 
Anspruchszeitraumes angefallenen Einkünfte auf einen Jahresbetrag 

2. Andere maßgebliche Einkünfte (§§ 21 bis 23 EStG 1988) sind mit jenem 
Betrag zu berücksichtigen, der in die Ermittlung des Einkommens für das 
betreffende Kalenderjahr eingeht. Einkünfte aus Betätigungen, die 
Grundlage für Pflichtbeiträge in der gesetzlichen Sozialversicherung 
darstellen, sind um 30 % zu erhöhen. Wird bis zum Ablauf des zweiten 
auf das betreffende Kalenderjahr folgende Kalenderjahr dem 
Krankenversicherungsträger nachgewiesen, in welchem Ausmaß 
Einkünfte vor Beginn oder nach Ende des Anspruchszeitraumes (Z 1) 
angefallen sind, sind nur jene Einkünfte zu berücksichtigen, die während 
des Anspruchszeitraumes angefallen sind. Im Falle eines derartigen 
Nachweises, der den steuerrechtlichen Bestimmungen zu entsprechen 
hat, sind die während des Anspruchszeitraumes angefallenen Einkünfte 
auf einen Jahresbetrag umzurechnen.  Z 1 vierter Satz ist anzuwenden.“ 
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umzurechnen. Z 1 vierter Satz ist anzuwenden.
(2) …

 
(2) … 

§ 8b. (1) § 8b. (1) 
 1. … 
 2. Andere maßgebliche Einkünfte (§§ 21 bis 23 EStG 1988) sind mit jenem 

Betrag zu berücksichtigen, der in die Ermittlung des Einkommens für 
den relevanten Zeitraum (Z 1) eingeht und der im zum Zeitpunkt der 
Antragstellung geltenden Einkommensteuerbescheid für das betreffende 
Kalenderjahr ausgewiesen ist. Z 1 zweiter Satz ist anzuwenden. 
Einkünfte aus Betätigungen, die Grundlage für Pflichtbeiträge in der 
gesetzlichen Sozialversicherung darstellen, sind um die im relevanten 
Zeitraum vorgeschriebenen Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 
zu erhöhen. 

(2) …

 1. … 
  2. Andere maßgebliche Einkünfte (§§ 21 bis 23 EStG 1988) sind mit jenem 

Betrag zu berücksichtigen, der in die Ermittlung des Einkommens für 
den relevanten Zeitraum (Z 1) eingeht und der im zum Zeitpunkt der 
Antragstellung geltenden Einkommensteuerbescheid für das betreffende 
Kalenderjahr ausgewiesen ist. Z 1 zweiter Satz ist anzuwenden. 
Einkünfte aus Betätigungen, die Grundlage für Pflichtbeiträge in der 
gesetzlichen Sozialversicherung darstellen, sind um 30 % zu erhöhen. 

 
(2) … 

§ 9. (1) und (2) … § 9. (1) und (2) …
(3) Ausgeschlossen von der Beihilfe sind Personen, deren Gesamtbetrag der 

maßgeblichen Einkünfte (§ 8) den Grenzbetrag von 5 800 € übersteigt. 
(4) …

(3) Ausgeschlossen von der Beihilfe sind Personen, deren Gesamtbetrag der 
maßgeblichen Einkünfte (§ 8) den Grenzbetrag von 6 100 € übersteigt. 

(4) … 

§ 24. (1) … § 24. (1) … 
 1. … 
 2. dieser Elternteil in den letzten 6 Kalendermonaten unmittelbar vor der 

Geburt des Kindes, für das Kinderbetreuungsgeld bezogen werden soll, 
durchgehend erwerbstätig gemäß Abs. 2 war, wobei sich 
Unterbrechungen von insgesamt nicht mehr als 14 Kalendertagen nicht 
anspruchsschädigend auswirken und 

 1. … 
 2. dieser Elternteil in den letzten 6 Kalendermonaten unmittelbar vor der 

Geburt des Kindes, für das Kinderbetreuungsgeld bezogen werden soll, 
durchgehend erwerbstätig gemäß Abs. 2 war sowie in diesem Zeitraum 
keine Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung erhalten hat, wobei 
sich Unterbrechungen von insgesamt nicht mehr als 14 Kalendertagen 
nicht anspruchsschädigend auswirken, und

 3. dieser Elternteil während des Bezuges des Kinderbetreuungsgeldes keine 
Erwerbseinkünfte, erzielt, wobei sich ein Gesamtbetrag an maßgeblichen 
Einkünften (§ 8 Abs. 1) von nicht mehr als 5.800 € pro Kalenderjahr 
nicht schädlich auswirkt, und keine Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung erhält. 

 4. und 5. …

 3. dieser Elternteil während des Bezuges des Kinderbetreuungsgeldes keine 
Erwerbseinkünfte erzielt, wobei sich ein Gesamtbetrag an maßgeblichen 
Einkünften (§ 8 Abs. 1) von nicht mehr als 6.100 € pro Kalenderjahr 
nicht schädlich auswirkt, und keine Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung erhält. 

4. und 5. … 
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(2) Unter Erwerbstätigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes versteht man die 
tatsächliche Ausübung einer in Österreich sozialversicherungspflichtigen 
Erwerbstätigkeit. Als der Ausübung einer sozialversicherungspflichtigen 
Erwerbstätigkeit gleichgestellt gelten Zeiten der vorübergehenden Unterbrechung 
dieser Erwerbstätigkeit während eines Beschäftigungsverbotes nach dem 
Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), BGBl. Nr. 221, oder gleichartigen anderen 
österreichischen Rechtsvorschriften, sowie Zeiten der vorübergehenden 
Unterbrechung dieser Erwerbstätigkeit zum Zwecke der Kindererziehung 
während Inanspruchnahme einer Karenz nach dem MSchG oder Väter-
Karenzgesetz (VKG), BGBl. Nr. 651/1989, oder gleichartigen anderen 
österreichischen Rechtsvorschriften, bis maximal zum Ablauf des zweiten 
Lebensjahres eines Kindes. 

(2) Unter Erwerbstätigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes versteht man die 
tatsächliche Ausübung einer in Österreich sozialversicherungspflichtigen 
Erwerbstätigkeit. Als der Ausübung einer sozialversicherungspflichtigen 
Erwerbstätigkeit gleichgestellt gelten Zeiten der vorübergehenden Unterbrechung 
dieser mindestens 6 Monate andauernden Erwerbstätigkeit während eines 
Beschäftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), 
BGBl. Nr. 221, oder gleichartigen anderen österreichischen Rechtsvorschriften, 
sowie Zeiten der vorübergehenden Unterbrechung dieser mindestens 6 Monate 
andauernden Erwerbstätigkeit zum Zwecke der Kindererziehung während 
Inanspruchnahme einer Karenz nach dem MSchG oder Väter-Karenzgesetz 
(VKG), BGBl. Nr. 651/1989, oder gleichartigen anderen österreichischen 
Rechtsvorschriften, bis maximal zum Ablauf des zweiten Lebensjahres eines 
Kindes.

§ 24a. (1) Das Kinderbetreuungsgeld beträgt täglich 
 1. 80 % des auf den Kalendertag entfallenden Wochengeldes nach 

österreichischen oder ausländischen Rechtsvorschriften, welches 
anlässlich der Geburt jenes Kindes, für welches Kinderbetreuungsgeld 
beantragt wird, gebührt, sofern Z 2 bis 4 nicht anwendbar sind oder 

 2. 80 % des auf den Kalendertag entfallenden Teiles des durchschnittlichen 
in den letzten drei Kalendermonaten vor Beginn des 
Beschäftigungsverbotes gebührenden Monatsbezuges zuzüglich der auf 
diesen Zeitraum entfallenden Sonderzahlungen, vermindert um die 
gesetzlichen Abzüge, sofern Z 1, 3 und 4 nicht anwendbar sind oder 

 3. 80 % des auf den Kalendertag entfallenden Teiles des durchschnittlichen 
in den letzten drei Kalendermonaten vor den letzten acht Wochen vor 
Geburt des Kindes gebührenden Monatsbezuges zuzüglich der auf diesen 
Zeitraum entfallenden Sonderzahlungen, vermindert um die gesetzlichen 
Abzüge, sofern Z 1, 2 und 4 nicht anwendbar sind oder 

 4. 80 % des nach § 162 Abs. 3 und 4 ASVG mit der Maßgabe zu 
berechnenden Betrages, dass auf den Zeitraum vor den letzten acht 
Wochen vor Geburt des Kindes und nicht auf den Eintritt des 
Versicherungsfalles der Mutterschaft abzustellen ist, sofern Z 1 bis 3 
nicht anwendbar sind oder 

 5. sofern Z 1 bis 4 nicht anwendbar sind: 
 

Summe der maßgeblichen Einkünfte x 0,62 + 4000

§ 24a. (1) Das Kinderbetreuungsgeld beträgt täglich 
 1. für eine Wochengeldbezieherin 80 % des auf den Kalendertag 

entfallenden Wochengeldes nach österreichischen Rechtsvorschriften, 
welches anlässlich der Geburt jenes Kindes, für welches 
Kinderbetreuungsgeld beantragt wird, gebührt, 

 2. für eine Beamtin 80 % des auf den Kalendertag entfallenden fiktiv zu 
berechnenden Wochengeldes, welches anlässlich der Geburt jenes 
Kindes, für welches Kinderbetreuungsgeld beantragt wird, einer 
Vertragsbediensteten an ihrer Stelle gebühren würde, 

 3. für einen Vater, sofern nicht Z 4 gilt, 80 % des fiktiv zu berechnenden 
Wochengeldes, welches anlässlich der Geburt jenes Kindes, für welches 
Kinderbetreuungsgeld beantragt wird, einer Frau an seiner Stelle 
gebühren würde, 

 4. für einen Beamten 80 % des fiktiv zu berechnenden Wochengeldes, 
welches anlässlich der Geburt jenes Kindes, für welches 
Kinderbetreuungsgeld beantragt wird, einer Vertragsbediensteten an 
seiner Stelle gebühren würde oder 

 5. sofern Z 1 bis 4 nicht anwendbar sind: 
 

Summe der maßgeblichen Einkünfte x 0,62 + 4000
365

Die Berechnung des fiktiven Wochengeldes nach Z 3 und 4 erfolgt nach der 
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365
 

Maßgabe, dass auf den Zeitraum vor den letzten acht Wochen vor Geburt des 
Kindes und nicht auf den Eintritt des Versicherungsfalles der Mutterschaft 
abzustellen ist. 

§ 24a. (1) und (2) … § 24a. (1) und (2) … 
(3) Maßgebliche Einkünfte sind jene Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 

des EStG 1988 sowie Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 4 des EStG 1988, wenn sie 
auf Grund eines bestehenden Dienstverhältnisses erzielt wurden, die im zum 
Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Einkommensteuerbescheid für das letzte 
Kalenderjahr vor der Geburt des Kindes, in dem kein Kinderbetreuungsgeld 
bezogen wurde, ausgewiesen sind. Danach sind die Einkünfte gemäß 
§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 EStG 1988 um 3,5 % zu erhöhen. Liegt zum Zeitpunkt der 
Antragstellung noch kein Einkommensteuerbescheid für das betreffende 
Kalenderjahr vor, ist der erste erlassene Einkommensteuerbescheid für das 
betreffende Kalenderjahr heranzuziehen. Bis zur Feststellung der tatsächlichen 
Höhe gebührt Kinderbetreuungsgeld vorläufig in der nach § 33 Abs. 5 
festgelegten Höhe. Abweichend von § 30 erfolgt eine Berichtigung der 
Leistungshöhe aufgrund späterer Abänderungen und Aufhebungen dieses 
Einkommensteuerbescheides (insbesondere nach den §§ 276 Absatz 1, 293 bis 
303 BAO), sofern die Berichtigung ausdrücklich verlangt wird oder eine von 
Amts wegen eingeleitete Überprüfung ergibt, dass die Abänderung und 
Aufhebung des Bescheides nicht auf ein überwiegendes Verschulden der 
Abgabenbehörde zurückzuführen ist. Die auf Grund von völkerrechtlichen 
Verträgen steuerbefreiten Einkünfte sowie die einem Abgeordneten zum 
Europäischen Parlament oder seinem Hinterbliebenen nach Artikel 9 des 
Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments gebührenden Bezüge sind bei 
der Ermittlung der Höhe des Kinderbetreuungsgeldes wie steuerpflichtige 
Einkünfte zu behandeln. 

(4) … 

(3) Maßgebliche Einkünfte sind jene Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 
des EStG 1988 sowie Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 4 des EStG 1988, wenn sie 
auf Grund eines bestehenden Dienstverhältnisses erzielt wurden, die im zum 
Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Einkommensteuerbescheid für das letzte 
Kalenderjahr vor der Geburt des Kindes, in dem kein Kinderbetreuungsgeld 
bezogen wurde, maximal jedoch in dem der Geburt drittvorangegangenen 
Kalenderjahr, ausgewiesen sind. Danach sind die Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 
bis 3 EStG 1988 um 3,5 % zu erhöhen. Liegt zum Zeitpunkt der Antragstellung 
noch kein Einkommensteuerbescheid für das betreffende Kalenderjahr vor, ist der 
erste erlassene Einkommensteuerbescheid für das betreffende Kalenderjahr 
heranzuziehen. Bis zur Feststellung der tatsächlichen Höhe gebührt 
Kinderbetreuungsgeld vorläufig in der nach § 33 Abs. 5 festgelegten Höhe. 
Abweichend von § 30 erfolgt eine Berichtigung der Leistungshöhe aufgrund 
späterer Abänderungen und Aufhebungen dieses Einkommensteuerbescheides 
(insbesondere nach den §§ 276 Absatz 1, 293 bis 303 BAO), sofern die 
Berichtigung ausdrücklich verlangt wird oder eine von Amts wegen eingeleitete 
Überprüfung ergibt, dass die Abänderung und Aufhebung des Bescheides nicht 
auf ein überwiegendes Verschulden der Abgabenbehörde zurückzuführen ist. Die 
auf Grund von völkerrechtlichen Verträgen steuerbefreiten Einkünfte sowie die 
einem Abgeordneten zum Europäischen Parlament oder seinem Hinterbliebenen 
nach Artikel 9 des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments 
gebührenden Bezüge sind bei der Ermittlung der Höhe des 
Kinderbetreuungsgeldes wie steuerpflichtige Einkünfte zu behandeln. 

(4) … 
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§ 25. (1) … § 25. (1) … 
(2) Die Krankenversicherungsträger haben die im Abs. 1 genannten 

Angelegenheiten im übertragenen Wirkungsbereich zu vollziehen. 
(2) Die Krankenversicherungsträger haben die im Abs. 1 genannten 

Angelegenheiten im übertragenen Wirkungsbereich nach den Weisungen des 
Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend zu vollziehen.

(3) Für die finanzielle Abwicklung und die Koordinierung der 
Krankenversicherungsträger in Angelegenheiten der Leistungen nach diesem 
Bundesgesetz wird die Niederösterreichische Gebietskrankenkasse als 
Kompetenzzentrum unter Bedachtnahme auf Abs. 4 eingerichtet. Der 
Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse obliegt auch die Auszahlung dieser 
Leistungen. Die Durchführung des Verfahrens obliegt dem nach Abs. 1 
zuständigen Krankenversicherungsträger. 

 

 
(4) … 

(3) Für die finanzielle Abwicklung und die Koordinierung der 
Krankenversicherungsträger in Angelegenheiten der Leistungen nach diesem 
Bundesgesetz wird die Niederösterreichische Gebietskrankenkasse als 
Kompetenzzentrum unter Bedachtnahme auf Abs. 4 und als Verbindungsstelle im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 
eingerichtet. Der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse obliegt auch die 
Auszahlung dieser Leistungen. Die Durchführung des Verfahrens obliegt dem 
nach Abs. 1 zuständigen Krankenversicherungsträger. 

(4) … 

§ 27. (1) … 
(2) Der Mitteilung gemäß Abs. 1 ist eine vom Bundesminister für soziale 

Sicherheit und Generationen zu erstellende Information, aus der insbesondere 
Rechte und Pflichten der Bezugsberechtigten hervorgehen, anzuschließen. 

 
(3) …

§ 27. (1) … 
 (2) Der Mitteilung gemäß Abs. 1 kann eine vom Bundesminister für 

Wirtschaft, Familie und Jugend zu erstellende Information, aus der insbesondere 
Rechte und Pflichten der Bezugsberechtigten hervorgehen, angeschlossen 
werden. 

(3) … 

§ 31. (1) bis (3) … § 31. (1) bis (3) …
(4) Rückforderungen, die gemäß den Abs. 1 bis 3 vorgeschrieben wurden, 

können auf die zu erbringenden Leistungen bis zur Hälfte derselben aufgerechnet 
werden; sie vermindern den Leistungsanspruch entsprechend. Der 
Krankenversicherungsträger kann unter Berücksichtigung der Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Empfängers 
 1. die Erstattung des zu Unrecht gezahlten Betrages in Teilbeträgen 

(Ratenzahlungen) zulassen, 
 2. die rechtskräftige Rückforderung stunden, 
 3. auf die rechtskräftige Rückforderung ganz oder teilweise 

(4) Rückforderungen, die gemäß den Abs. 1 bis 3 vorgeschrieben wurden, 
können auf die zu erbringenden Leistungen bis zur Hälfte derselben aufgerechnet 
werden; sie vermindern den Leistungsanspruch entsprechend. Zum Zwecke der 
Forderungssicherung kann eine vorläufige Aufrechnung bis zur Hälfte der zu 
erbringenden Leistungen erfolgen. Der Krankenversicherungsträger kann unter 
Berücksichtigung der Familien-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse des 
Empfängers 
 1. die Erstattung des zu Unrecht gezahlten Betrages in Teilbeträgen 

(Ratenzahlungen) zulassen,
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verzichten.
Dabei sind die §§ 60 bis 62 des Bundeshaushaltsgesetzes (BHG), 
BGBl. Nr. 213/1986, anzuwenden, sofern in diesem Bundesgesetz keine 
abweichenden Regelungen vorgesehen sind. 

 
(5) bis (7) …

2. die rechtskräftige Rückforderung stunden,
 3. auf die rechtskräftige Rückforderung ganz oder teilweise 

verzichten. 
Dabei sind die §§ 60 bis 62 des Bundeshaushaltsgesetzes (BHG), 
BGBl. Nr. 213/1986, anzuwenden, sofern in diesem Bundesgesetz keine 
abweichenden Regelungen vorgesehen sind. 

(5) bis (7) …

§ 32. (1) Die Antragsteller haben bei der Feststellung des für den Anspruch 
auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz maßgeblichen Sachverhaltes 
mitzuwirken. 

(2) … 

§ 32. (1) Die Antragsteller und der andere Elternteil haben bei der 
Feststellung des für den Anspruch auf Leistungen nach diesem Bundesgesetz 
maßgeblichen Sachverhaltes mitzuwirken. 

(2) … 
(3) Wer seinen Mitteilungs- oder Mitwirkungspflichten (§ 29, 

§ 32 Abs. 1 und 2) trotz Aufforderung nicht oder nicht gehörig nachkommt, kann 
zum Ersatz der dadurch ausgelösten Verwaltungs- und Verfahrenskosten dem 
Krankenversicherungsträger gegenüber verpflichtet werden. 

§ 35. (1) und (2) … § 35. (1) und (2) … 
(3) Zwischen dem Hauptverband der österreichischen 

Sozialversicherungsträger und der Österreichischen Ärztekammer mit Vollmacht 
und mit Zustimmung der Ärztekammern in den Bundesländern ist ein 
Gesamtvertrag abzuschließen, der die Durchführung der gemäß § 7 vorgesehenen 
ärztlichen Untersuchungen und die Vergütung der ärztlichen Leistungen regelt. 
Der Gesamtvertrag bedarf nicht der Zustimmung der Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Die Bestimmungen der §§ 338 bis 351 ASVG, des 
§ 181 BSVG, des § 193 GSVG und des § 128 B-KUVG gelten sinngemäß. Der 
Gesamtvertrag bedarf zu seiner Gültigkeit der Genehmigung des Bundesministers 
für soziale Sicherheit und Generationen. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die im Vertrag vorgesehene Vergütung der ärztlichen Leistungen, gemessen an 
der Vergütung vergleichbarer Leistungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, unangemessen ist. Bis zum Abschluss eines neuen 
Vertrages gilt der bezugnehmend auf § 39e Abs. 6 FLAG 1967 in der am 
31. Dezember 2001 geltenden Fassung abgeschlossene Gesamtvertrag weiter. 

(4) bis (6) …

(3) Zwischen dem Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger und der Österreichischen Ärztekammer mit Vollmacht 
und mit Zustimmung der Ärztekammern in den Bundesländern ist ein 
Gesamtvertrag abzuschließen, der die Durchführung der gemäß § 7 vorgesehenen 
ärztlichen Untersuchungen und die Vergütung der ärztlichen Leistungen regelt. 
Der Gesamtvertrag bedarf nicht der Zustimmung der Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Die Bestimmungen der §§ 338 bis 351 ASVG, des 
§ 181 BSVG, des § 193 GSVG und des § 128 B-KUVG gelten sinngemäß. Der 
Gesamtvertrag bedarf zu seiner Gültigkeit der Genehmigung des Bundesministers 
für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie 
und Jugend. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die im Vertrag vorgesehene 
Vergütung der ärztlichen Leistungen, gemessen an der Vergütung vergleichbarer 
Leistungen in der gesetzlichen Krankenversicherung, unangemessen ist. Bis zum 
Abschluss eines neuen Vertrages gilt der bezugnehmend auf 
§ 39e Abs. 6 FLAG 1967 in der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung 
abgeschlossene Gesamtvertrag weiter. 

(4) bis (6) … 
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(7) Der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen oder von 
diesem beauftragte Experten sind im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000, 
BGBl. I Nr. 165/1999, zur Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen 
gesundheitsbezogenen Daten von Müttern und Kindern im Zusammenhang mit 
dem Mutter-Kind-Pass-Untersuchungsprogramm ermächtigt. Dabei können zum 
ausschließlichen Zweck der Evaluierung Auskünfte über die Mutter-Kind-Pass-
Untersuchungen einschließlich der Vorlage des Mutter-Kind-Passes verlangt 
werden. Eine Weitergabe personenbezogener Daten ist untersagt. 

(7) Der Bundesminister für Gesundheit im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend oder von diesen beauftragte 
Experten sind im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, zur 
Ermittlung und Verarbeitung von persönlichen gesundheitsbezogenen Daten von 
Müttern und Kindern im Zusammenhang mit dem Mutter-Kind-Pass-
Untersuchungsprogramm ermächtigt. Dabei können zum ausschließlichen Zweck 
der Evaluierung Auskünfte über die Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen 
einschließlich der Vorlage des Mutter-Kind-Passes verlangt werden. Eine 
Weitergabe personenbezogener Daten ist untersagt.

(8) Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger hat auf 
Verlangen die in seinem Wirkungsbereich befindlichen Daten betreffend das 
Mutter-Kind-Pass-Untersuchungsprogramm dem Bundesminister für soziale 
Sicherheit und Generationen oder von diesem Bundesminister beauftragten 
Experten für den ausschließlichen Zweck der Evaluierung des Mutter-Kind-Pass-
Untersuchungsprogrammes zur Verfügung zu stellen. Eine Weitergabe 
personenbezogener Daten ist untersagt. 

(8) Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger hat auf 
Verlangen die in seinem Wirkungsbereich befindlichen Daten betreffend das 
Mutter-Kind-Pass-Untersuchungsprogramm dem Bundesminister für Gesundheit 
und dem Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend oder von diesen 
Bundesministern beauftragten Experten für den ausschließlichen Zweck der 
Evaluierung des Mutter-Kind-Pass-Untersuchungsprogrammes zur Verfügung zu 
stellen. Eine Weitergabe personenbezogener Daten ist untersagt.

§ 36. (1) … § 36. (1) … 
(2) Die mit der Vollziehung betrauten Krankenversicherungsträger sind 

verpflichtet, im Wege der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse dem 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen insbesondere folgende 
Daten zur automationsunterstützten Besorgung der Statistik zu übermitteln: 

 1. bis 6: … 

(2) Die mit der Vollziehung betrauten Krankenversicherungsträger sind 
verpflichtet, im Wege der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend insbesondere folgende Daten 
zur automationsunterstützten Besorgung der Statistik zu übermitteln: 

1. bis 6: … 

§ 37. (1) Die Abgabenbehörden haben den Krankenversicherungsträgern 
jene Daten, die eine wesentliche Voraussetzung zur Wahrnehmung der ihnen 
durch dieses Bundesgesetz übertragenen Aufgaben darstellen, elektronisch zu 
übermitteln. Der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen wird ermächtigt, Art und 
Weise des Verfahrens der elektronischen Übermittlung durch Verordnung 
festzulegen. 

(2) und (3) … 

§ 37. (1) Die Abgabenbehörden haben den Krankenversicherungsträgern 
jene Daten, die eine wesentliche Voraussetzung zur Wahrnehmung der ihnen 
durch dieses Bundesgesetz übertragenen Aufgaben darstellen, elektronisch zu 
übermitteln. Der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend wird ermächtigt, Art und 
Weise des Verfahrens der elektronischen Übermittlung durch Verordnung 
festzulegen. 

(2) und (3) …
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§ 38. (1) … § 38. (1) … 
(2) Die anteiligen Verwaltungsaufwendungen einschließlich der Kosten für 

den Betrieb des Kompetenzzentrums gemäß 25 Abs. 3 können pauschal ermittelt 
und in der Höhe der festgesetzten Pauschalbeträge ersetzt werden. Der 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen hat die Pauschalbeträge 
nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen durch Verordnung festzusetzen. Die Pauschalbeträge sind neu 
festzusetzen, wenn die anteiligen Verwaltungsaufwendungen, insbesondere auf 
Grund von Gesetzesänderungen, um mehr als 5 vH zu- oder abnehmen. Mit 
Wirkung ab 1. Jänner eines jeden Jahres sind die Pauschalbeträge mit der 
Aufwertungszahl des jeweiligen Kalenderjahres (§ 108a ASVG) zu vervielfachen 
und auf einen Cent zu runden. 

(2) Die anteiligen Verwaltungsaufwendungen einschließlich der Kosten für 
den Betrieb des Kompetenzzentrums und der Verbindungsstelle gemäß 25 Abs. 3 
können pauschal ermittelt und in der Höhe der festgesetzten Pauschalbeträge 
ersetzt werden. Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend hat die 
Pauschalbeträge nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen durch Verordnung festzusetzen. Die Pauschalbeträge sind neu 
festzusetzen, wenn die anteiligen Verwaltungsaufwendungen, insbesondere auf 
Grund von Gesetzesänderungen, um mehr als 5 vH zu- oder abnehmen. Mit 
Wirkung ab 1. Jänner eines jeden Jahres sind die Pauschalbeträge mit der 
Aufwertungszahl des jeweiligen Kalenderjahres (§ 108a ASVG) zu vervielfachen 
und auf einen Cent zu runden. 

(3) Der Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen hat der 
Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse den nachgewiesenen, für die 
Herstellung der Voraussetzungen zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes, auch 
im Falle von Gesetzesänderungen, unter Berücksichtigung der Grundsätze der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit erforderlichen einmaligen 
Aufwand einschließlich der Implementierungskosten aller 
Krankenversicherungsträger zu ersetzen. Die Höhe des zustehenden Ersatzes der 
einmaligen Aufwendungen nach diesem Absatz und die Fälligkeit ist jeweils vom 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen auf der Grundlage der 
von der Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse vorzulegenden Nachweise 
zu ermitteln und durch Verordnung festzusetzen. Die anteiligen erforderlichen 
und zuordenbaren Errichtungs- und Entwicklungskosten des Datennetzes sind 
dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger zu ersetzen. 

(4) … 

(3) Der Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen hat der 
Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse den nachgewiesenen, für die 
Herstellung der Voraussetzungen zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes, auch 
im Falle von Gesetzesänderungen, unter Berücksichtigung der Grundsätze der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit erforderlichen einmaligen 
Aufwand einschließlich der Implementierungskosten aller 
Krankenversicherungsträger zu ersetzen. Die Höhe des zustehenden Ersatzes der 
einmaligen Aufwendungen nach diesem Absatz und die Fälligkeit ist jeweils vom 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend auf der Grundlage der von der 
Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse vorzulegenden Nachweise zu 
ermitteln und durch Verordnung festzusetzen. Die anteiligen erforderlichen und 
zuordenbaren Errichtungs- und Entwicklungskosten des Datennetzes sind dem 
Hauptverband der Sozialversicherungsträger zu ersetzen. 

(4) … 
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Abgabe für Zuschüsse 
§ 40. Die Abgabe für Zuschüsse zum Kinderbetreuungsgeld fließt dem 

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen zu.

 

Unterhaltsanspruch 
§ 42. Das Kinderbetreuungsgeld und der Zuschuss zum 

Kinderbetreuungsgeld gelten weder als eigenes Einkommen des Kindes noch des 
beziehenden Elternteils und mindern nicht deren Unterhaltsansprüche.

Unterhaltsanspruch 
§ 42. Das Kinderbetreuungsgeld und die Beihilfe zum pauschalen 

Kinderbetreuungsgeld gelten weder als eigenes Einkommen des Kindes noch des 
beziehenden Elternteils und mindern nicht deren Unterhaltsansprüche.

Pfändungsverbot und Steuerbefreiung 
§ 43. (1) Der Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld und der Anspruch auf 

Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld sind gemäß § 290 der Exekutionsordnung 
(EO), RGBl. Nr. 79/1896, nicht pfändbar. 

(2) Kinderbetreuungsgeld und Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld sind 
von der Einkommensteuer befreit und gehören auch nicht zur 
Bemessungsgrundlage für sonstige Abgaben und öffentlich-rechtliche Beiträge. 

Pfändungsverbot und Steuerbefreiung 
§ 43. (1) Das pauschale Kinderbetreuungsgeld und die Beihilfe zum 

pauschalen Kinderbetreuungsgeld sind gemäß § 290 der Exekutionsordnung 
(EO), RGBl. Nr. 79/1896, nicht pfändbar. 

(2) Das Kinderbetreuungsgeld und die Beihilfe zum pauschalen 
Kinderbetreuungsgeld sind von der Einkommensteuer befreit und gehören auch 
nicht zur Bemessungsgrundlage für sonstige Abgaben und öffentlich-rechtliche 
Beiträge.

§ 45. Personen, die grob fahrlässig oder vorsätzlich unwahre Angaben 
gemacht haben oder maßgebliche Tatsachen verschwiegen haben und dadurch 
 1. zu Unrecht eine Leistung nach diesem Bundesgesetz bezogen haben oder 
 2. einer anderen Person zum unrechtmäßigen Bezug einer Leistung nach 

diesem Bundesgesetz verholfen haben 
sind, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 

Gerichte fallenden Handlung bildet oder nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 2 000 € zu bestrafen. 

§ 45. Personen, die grob fahrlässig oder vorsätzlich unwahre Angaben 
gemacht haben oder maßgebliche Tatsachen verschwiegen haben und dadurch 
 1. zu Unrecht eine Leistung nach diesem Bundesgesetz bezogen haben oder 
 2. einer anderen Person zum unrechtmäßigen Bezug einer Leistung nach 

diesem Bundesgesetz verholfen haben 
oder Personen, die nicht oder nicht gehörig ihren Mitteilungs- und 
Mitwirkungspflichten (§ 29, § 32 Abs. 1 und 2) nachgekommen sind, sind, sofern 
die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit 
strengerer Strafe bedroht ist, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe bis zu 2 000 € zu bestrafen.
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§ 48. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut 
 1. hinsichtlich des Abschnittes 4 sowie des § 37 Abs. 1 und 2 der 

Bundesminister für Finanzen, 
 2. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für soziale 

Sicherheit und Generationen. 

§ 48. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut 
 1. hinsichtlich des § 37 Abs. 1 und 2 der Bundesminister für Finanzen, 
 2. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für 

Wirtschaft, Familie und Jugend. 

 § 50. (1) §§ 2 Abs. 1 Z 5 lit. c, 7 Abs. 1, 24a Abs. 1, 25 Abs. 2 und 3, 
27 Abs. 2, 31 Abs. 4, 32 Abs. 1 und 3, 35 Abs. 3, 7 und 8, 36 Abs. 2, 37 Abs. 1, 
38 Abs. 2 und 3, 42 und 43 samt Überschriften sowie 45 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/20XX treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft. 

(2) §§ 24 Abs. 1 und 2 und 24a Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XXX/20XX treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft und sind auf Geburten 
nach dem 31. Dezember 2011 anzuwenden. 

(3) §§ 8 Abs. 1, 8b Abs. 1 Z 2, 9 Abs. 3 und 24 Abs. 1 Z 3 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/20XX treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft 
und sind auf Bezugszeiträume ab 1. Jänner 2012 anzuwenden. 

(4) § 40 samt Überschrift sowie § 48 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 11/2011 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2011 außer Kraft, sind 
jedoch für Geburten bis 31. Dezember 2009 weiter anzuwenden.
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Artikel 2 
Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 

 
§ 3. (1) bis (3) … § 3. (1) bis (3) … 

(4) Abweichend von Abs. 1 haben Personen, denen der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nach dem Asylgesetz 2005 zuerkannt wurde, Anspruch auf 
Familienbeihilfe, sofern sie keine Leistungen aus der Grundversorgung erhalten 
und unselbständig oder selbständig erwerbstätig sind. Anspruch besteht auch für 
Kinder, denen der Status des subsidiär Schutzberechtigten nach dem 
Asylgesetz 2005 zuerkannt wurde. 

(5) …

(4) Abweichend von Abs. 1 haben Personen, denen der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nach dem Asylgesetz 2005 zuerkannt wurde, Anspruch auf 
Familienbeihilfe, sofern sie keinen Anspruch auf Leistungen aus der 
Grundversorgung oder auf dieser gleichartige Leistungen haben und 
unselbständig oder selbständig erwerbstätig sind. Anspruch besteht auch für 
Kinder, denen der Status des subsidiär Schutzberechtigten nach dem 
Asylgesetz 2005 zuerkannt wurde. 

(5) … 

§ 55. (1) bis (18) § 55. (1) bis (18)
 (19) § 3 Abs. 4 in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/20XX tritt mit 

1. Jänner 2012 in Kraft.
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Artikel 3 
Änderung der Exekutionsordnung 

 

§ 290 (1) … § 290 (1) … 
 1. bis 9 … 
 10. gesetzliche Leistungen, die aus Anlaß der Geburt eines Kindes zu 

gewähren sind, soweit sie nicht unter § 290a Abs. 1 Z 6 fallen, 
insbesondere das Kinderbetreuungsgeld, das Karenzurlaubsgeld, die 
Karenzurlaubshilfe, die Teilzeitbeihilfe, die Sondernotstandshilfe und 
das Sonderkarenzurlaubsgeld sowie die Geburtenbeihilfe und die 
Sonderzahlung zur Geburtenbeihilfe; 

 11. bis 16. … 
(2) und (3) …

 1. bis 9 … 
  10. gesetzliche Leistungen, die aus Anlass der Geburt eines Kindes zu 

gewähren sind, soweit sie nicht unter § 290a Abs. 1 Z 6 fallen, 
insbesondere das pauschale Kinderbetreuungsgeld und die Beihilfe zum 
pauschalen Kinderbetreuungsgeld; 

 
 11. bis 16. … 
(2) und (3) …

§ 290a (1) … § 290a (1) …
 1.bis 5. … 
 6. Leistungen der gesetzlichen Sozialversicherung aus dem 

Versicherungsfall der Mutterschaft, insbesondere das Wochengeld aus 
der Krankenversicherung und nach dem Betriebshilfegesetz sowie die 
Sonderunterstützung nach dem Mutterschutzgesetz; 

 7. bis 12. … 
(2) und (3) …

 1.bis 5. … 
  6. Leistungen der gesetzlichen Sozialversicherung aus dem 

Versicherungsfall der Mutterschaft, insbesondere das Wochengeld und 
die Betriebshilfe, und das Kinderbetreuungsgeld als Ersatz des 
Erwerbseinkommens nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz; 

 7. bis 12. … 
(2) und (3) …

 
§ 416. § 290 Abs. 1 Z 10 und § 290a Abs. 1 Z 6 in der Fassung 

BGBl. I Nr. XXX/20XX treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft.
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